
Offiziell stehtNiedersachsens
CDU zur Parteilinie: Der

Salzstock Gorleben soll als ato-
mares Endlager erkundet, und
wenn nötig auch für diesen
Zweck genutzt werden. Doch
die Zweifel im Landesverband
werden größer.Hinter vorgehal-
tener Hand heißt es, Gorleben
könne „ein zweites Wackers-
dorf“ werden. In der oberpfälzi-
schen Stadt wurde in den achtzi-
ger Jahren die geplante Wieder-
aufarbeitungsanlage gestoppt,
weil dasProjekt derBevölkerung
in der Region nicht vermittelt
werden konnte.
Am Freitagabend besuchte

Bundesumweltminister Norbert
Röttgen, der die Gorleben-Plä-

ne für die
Bundesregie-
rung durch-
setzen soll,
den CDU-
Landesvor-
stand zu einer
internen Sit-
zung. Dabei,
heißt es, wur-
de auch das
Thema Gor-
leben ange-
sprochen. Die Kritiker der End-
lager-Pläne artikulieren sich
derweil deutlicher.
So sagt Björn Thümler, Chef

der CDU-Landtagsfraktion:
„Grundsätzlich müssen wir uns
gut überlegen, ob wir uns über-
haupt noch auf Endlagerung
festlegen sollten oder nicht neue
technische Wege anpeilen müs-

sen.“ Die bis-
herigen An-
forderungen,
Sicherheit im
Salzgestein
für eine Milli-
on Jahre zu
haben, könn-
ten in Frage
gestellt wer-
den.Wenn die
Rückholbar-
keit des Mülls

der Maßstab sein solle, kämen
andere Bedingungen und auch
andere Standorte in Betracht,
fügt Thümler hinzu.
Justizminister Bernd Buse-

mann geht in eine ähnliche
Richtung. Er verweist auf die
Diskurse über neue Endlager-
technologien und auf die „welt-
weite Bewegung“ in dieser De-

batte. „Wenn man noch nicht
weiß, welches der idealeWeg ist,
mit dem atomaren Abfall umzu-
gehen, dann kann man doch mit
der Frage der möglichen Kon-
zeptionen undmit den Standort-
fragen behutsam umgehen.“
Hannovers CDU-Chef Dirk

Toepffer lässt Vorbehalte gegen-
über der Abdichtung des Salz-
stocks in Gorleben anklingen:
„Es ist noch völlig ungeklärt, ob
Gorleben wirklich sicher ist.“
Der CDU-Umweltexperte der
Landtagsfraktion, Martin Bäu-
mer aus Osnabrück, drückt es so
aus: „DieEignung vonGorleben
ist bislangnochnicht festgestellt.
Mir hat noch niemand ein Do-
kument gezeigt, aus demhervor-
geht, dass dieser Ort wirklich
alle Voraussetzungen für ein
Endlager erfüllt.“

Lindemann will
ein Gen-Zeichen
HANNOVER (lni). Niedersach-
sens neuer Verbraucherminis-
ter Gert Lindemann fordert
eine umfassende Kennzeich-
nung von gentechnisch verän-
dertem Essen. „Nur wenn der
Verbraucher an der Ladenthe-
ke in der Lage ist, gesicherte
Entscheidungen zu treffen,
nimmt er maßgeblich Einfluss
“, sagte der CDU-Politiker am
Freitag im niedersächsischen
Landtag.Derzeit habedieGen-
technik-Kennzeichnung einige
Lücken. So müssten beispiels-
weise Milch, Eier oder Fleisch
von Nutztieren, die mit gen-
technisch veränderten Pflan-
zen gefüttert wurden, nicht
den Zusatz „gentechnisch ver-
ändert“ tragen. Lindemann
folgt damit der Forderung sei-
ner Amtskollegin Ilse Aigner
(CSU). Diese war jedoch mit
ihren Plänen gescheitert, EU-
weit Lebensmittel, die mit
Gentechnik in Berührung ge-
kommen sind, noch deutlicher
als bisher zu kennzeichnen.

Kritik an Erdgasbohrungen

Werftarbeiter verletzt

Reisebüro fliegt auf

Schmugglerring gesprengt

HANNOVER: Die Grünen im
niedersächsischen Landtag kri-
tisieren die Landesregierung
wegen ihrer Informationspoli-
tik zu den Erdgasbohrungen
im Land. Die Koalition weige-
re sich, die Anzahl zu nennen,
bei denen möglicherweise gif-
tige Chemikalien zur Erdgas-
förderung eingesetzt worden
seien, sagte der Fraktionsvor-
sitzende der Grünen, Stefan
Wenzel, am Freitag in Hanno-
ver. „CDU und FDP nehmen
die Befürchtungen der Bevöl-
kerung nicht ernst.“ Ohne
Nachweis der Umweltverträg-
lichkeit müssten die Bohrun-
gen gestoppt werden. lni

WILHELMSHAVEN: Ein Arbeiter
ist am Freitag an Bord eines
Schwimmkrans schwer verletzt
worden. Der Mann und seine
Kollegen wollten an einem An-
leger für Öltanker bei der Raf-
finerie in Wilhelmshaven ei-
nen Löscharm auswechseln.
Nach Angaben der Wasser-
schutzpolizei brachen beim
Anbringen aber die Halterun-
gen. Der 29 Tonnen schwere
und 20 Meter lange Löscharm
fiel aufs Deck und traf den Ar-
beiter am Bein. lni

OSNABRÜCK: Wegen Betrugs
müssen sich seit Freitag drei
Männer vor dem Osnabrücker
Landgericht verantworten. Sie
sollen von gutgläubigen Kun-
den Geld für Visa und Flugti-
ckets genommen haben, ohne
Gegenleistungen zu erbringen.
Die Staatsanwaltschaft wirft
den drei Angeklagten im Alter
von 28, 30 und 36 Jahren vor,
im November 2008 ein fiktives
Reisebüro für Flüge nachRuss-
land gegründet zu haben. Bis
Anfang Juni 2009 seien 182
Kunden geprellt worden. Von
den 205000 Euro, die auf zwei
Konten geflossen waren, wur-
den bislang nur 16 000 Euro si-
chergestellt. lni

OSNABRÜCK: Zollfahnder ha-
ben einen Schmugglerring aus-
gehoben, der von einem Lager
im nordrhein-westfälischen
Borgholzhausen aus 660000
russische Zigaretten illegal in
den Handel bringen wollte.
Zehn Verdächtige wurden fest-
genommen, wie die Staatsan-
waltschaft Osnabrück am Frei-
tag mitteilte. Die international
agierenden Kriminellen waren
schon länger im Visier des
Zollfahndungsamts Hannover.
Ihnen wird der Schmuggel mit
15 Millionen unversteuerten
Zigaretten vorgeworfen. lni

Gorleben-Kritik der CDU wird lauter
Röttgen besucht Parteigipfel / Politiker befürchten ein „zweites Wackersdorf“

VON KLAUS WALLBAUM,
HANNOVER

Althusmann sieht Doppel-Abi gelassen
HANNOVER (kw). Kultusminis-
ter Bernd Althusmann (CDU)
warnt davor, mit Mutmaßun-
gen über einen angeblich zu
hohen Leistungsdruck die
Schüler zu verunsichern. Er
reagierte damit in der Frage-
stunde des Landtags auf Be-
richte über eine „Flucht aus
dem doppelten Abi-Jahrgang“.
Mehrere Schüler haben sich
zur Wiederholung des zwölf-
ten Schuljahres entschieden,
weil sie – wie die Opposition
vermutet – den hohen Anfor-

derungen wegen der Verkür-
zung der gymnasialen Schul-
zeit von 13 auf zwölf Jahre nicht
standhalten würden.
Althusmann entgegnete auf

eine Frage von Ina Korter
(Grüne), Schüler hätten viele
Gründe, ein Schuljahr zwei-
mal wahrzunehmen. In eini-
gen Fällen seien es Auslands-
aufenthalte, eine anstehende
Ausbildung oder der Wechsel
auf ein Fachgymnasium. Die
Unterstellung, dies hänge mit
erhöhten Anforderungen zu-

sammen, sei spekulativ. Er leh-
ne es ab, in der derzeitigen
Phase der Vorbereitung auf das
Abitur die Schulen detailliert
nach Zahlen und Begründun-
gen zu befragen. Nachdrück-
lich bat der Minister darum,
nichtmit einer Panikmache die
Schülerzuverunsichern.Wenn
sich die Haltung ausbreite „Ich
kann es nicht schaffen“, könne
dies bei vielen Jugendlichen
dazu führen, dass sie sich die
Leistung nicht mehr zutrauen
würden.

HANNOVER (kw). Innenmi-
nister Uwe Schünemann
will eine Reform der Ge-
meindefinanzen auf Bun-
desebene nur mittragen,
wenn denKommunen auch
künftig eine Art Gewerbe-
steuer erhalten bleibt. Im
Landtag hob der Minister
jetzt hervor, dass die Städte
und Gemeinden auch in
Zukunft einen Anreiz für
die Ansiedlung von Ge-
werbe haben müssten. Da-
her komme für ihn keine
Reform der Kommunalfi-
nanzen in Betracht, die ei-
nen Verzicht auf diese
Komponente vorsieht.
Aus den Reihen der FDP

war wiederholt die Ab-
schaffung der Gewerbe-
steuer, die bisher die
Haupteinnahmequelle der
Kommunen ist, gefordert
worden. Die SPD protes-
tiert gegen diese Absicht,
bundesweit profiliert sich
in dabei der hannoversche
Oberbürgermeister Ste-
phan Weil (SPD). Hanno-
ver profitiert besonders von
der bisherigen Form der
Gewerbesteuer. Schüne-
mann sagte jetzt, er sei
prinzipiell offen gegenüber
Neuerungen imSystemder
Kommunalfinanzen.

„Kommunen
Anreize bieten“

HANNOVER (kor). Landesweit
haben zum Ende des vergange-
nen Schuljahres viele Schüler
auf IntegriertenGesamtschulen
die Voraussetzung für das Abi-
tur erfüllt, denen nach der
Grundschule vom Besuch eines
Gymnasiums abgeraten worden
war. Nach den zentralen Ab-
schlussprüfungen im vergange-
nen Sommer hatten rund 55
Prozent der Zehntklässler auf
Gesamtschulen einen erweiter-
ten Abschluss der Sekundarstu-
fe I und damit die Versetzung in
die gymnasiale Oberstufe er-
reicht – dabei hatten nur 28Pro-
zent dieser im Jahr 2004 aufGe-
samtschulen aufgenommenen
Schüler eine Gymnasialemp-
fehlung. Insgesamt konnten 42
Prozent aller Gesamtschüler ei-
nen höheren Abschlussmachen,
als ihnen nach der vierten Klas-
se zugetraut wurde. Das geht
aus einer Erhebung des Ge-
samtschulverbandes Nieder-
sachsen hervor.
Der Verband hat die Zahlen

nach den Standorten der Lan-
desschulbehörde aufgeschlüs-
selt. Im Bezirk Hannover, der
die Kreise Diepholz, Hameln-
Pyrmont, Hannover, Hildes-
heim, Holzminden, Nienburg/
Weser und Schaumburg um-
fasst, zeigt sich der Trend zum
besseren Abschluss besonders
deutlich: Von den Schülern, die
im Jahr 2004 in den fünften
Jahrgang von Gesamtschulen
wechselten, hatten 19 Prozent
eine Gymnasialempfehlung.
Nach den Abschlussprüfungen
imvergangenenSommerschaff-
ten jedoch 56 Prozent die Ver-
setzung indiegymnasialeOber-
stufe.
„Die Zahlen belegen, dass

Grundschulen keine verlässli-
chen Aussagen über die weitere
schulische Entwicklung der
Kinder treffen können“, sagte
Gerhard Hildebrandt, Landes-
vorsitzender des Gesamtschul-
verbandes. Die Kinder seien zu
jung, um über ihre Potenziale
befinden zu können. Der unter-
suchte Jahrgang war der erste,
der nicht mehr die Orientie-
rungsstufe durchlaufen musste.

Laufbahnempfehlung
nur bedingt verlässlich

IGS-Schüler
übertreffen
Prognosen

LAND
& LEUTE

Die Elbtalaue ist ein be-
liebtes Touristenziel.

Die gleichnamige Samtge-
meinde wirbt mit der Vielfalt
der Natur, den urigen Rund-
lingsdörfern und der Weite
der Landschaft. Das Elbe-
hochwasser wird in der Wer-
bung nicht erwähnt. Dabei
sorgen die Flutwellen derzeit
vor allem in Hitzacker für ei-
nen unerwartet hohen Besu-
cheransturm.
Gestern Nachmittag über-

stieg der Elbpegel bei Hitz-
acker schon die 7,50-Meter-
Marke. Die Schutzwand aus
einer 1,20 Meter hohen Mau-
er und zusätzlichen Elemen-
ten aus Stahl und Aluminium
rund um Hitzackers histori-
sche Altstadt hielt demDruck
problemlos stand. Etwa vier
Dutzend Feuerwehrleute und
14 Helfer vom Technischen

Hilfswerk waren gestern in
der Samtgemeinde im Ein-
satz, um Deiche und proviso-
rische Aufschüttungen zu
kontrollieren. „Wir sind gut
vorbereitet“, sagt Feuerwehr-
pressesprecher Mirko Tügel.
Im Notfall, etwa bei einem
Deichbruch, könnten die 23
Ortsfeuerwehren der Samt-
gemeinde schnell bis zu 300
Ehrenamtliche aktivieren.
Auf der anderen Seite der

Elbe, in Lauenburg, musste
die Feuerwehr gestern schon
Keller leerpumpen. Nach
dem für Sonntag angekün-
digten Höchststand werde
sich das Elbehochwasser nur
langsam zurückziehen, teilt
der Niedersächsische Lan-
desbetrieb für Wasserwirt-
schaft (NLWKN) mit. Die
Einsatzkräfte hoffen, dass die
Erdwälle den Dauerdruck
aushalten und nicht aufwei-
chen.

Derweil lockt das Hoch-
wasser zahlreiche Besucher
in die Samtgemeinde. „Wir
hatten am vergangenen Wo-
chenende sicher 1000 Gäste
mehr als sonst“, sagt Petra
Steckelberg, Erste Samtge-
meinderätin. Offenbar wol-
len viele der Hochwassertou-
risten den Höchststand der
Elbe nicht verpassen, der das
Jahrhunderthochwasser von
2006 – es betrug 7,63Meter –
noch übertreffen könnte.

„Es ist verständlich, dass
sich Schaulustige das nicht
entgehen lassen wollen“, sagt
ClaudiusTeske, ErsterKreis-
rat im Landkreis Lüchow-
Dannenberg. „Aber das muss
gelenkt werden.“ Deshalb ha-
ben Landkreis und Samtge-
meinde ein Verkehrskonzept
erstellt. Die Polizei wird Be-
sucher, die Hitzacker ansteu-
ern, zu vier Aussichtspunkten
leiten. Dort gibt es Parkplät-
ze und Elbblick.

Mit dem Wasser kommen Gäste
Hochwassertourismus in Hitzacker / Scheitelpunkt für Sonntag erwartet

VON UWE KREUZER, HITZACKER

Feuerwehrleute sichern bei Katemin im Landkreis Lüchow-Dannenberg einen provisorischen Damm. Schmidt

Letzte

Bastion:

Freiwillige

kontrollieren

den Elbdeich

in Alt Garge

bei Lüneburg.

dpa

Mordanklage
für Messerstecher
OSNABRÜCK (lni). Nach der
tödlichen Attacke auf seine
Frau hat die Osnabrücker
Staatsanwaltschaft gegen einen
47 Jahre alten Mann Anklage
wegen Mordes erhoben. Der
Mann habe Ende Oktober sei-
ner von ihm getrennt lebenden
Frau vor deren Wohnung in
Georgsmarienhütte aufgelau-
ert, von hinten auf sie einge-
schlagen und sie schließlichmit
einem Messer tödlich verletzt,
teilte die Anklagebehörde mit.

Skeptisch: Björn Thümler (links),
Bernd Busemann. Surrey/dpa

SONNABEND, 22. JANUAR 2011 7NIEDERSACHSEN PEINER ALLGEMEINE ZEITUNG


